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Neue Modelle der 
politischen Steuerung 
von Hochschulen

Dr. Peer Pasternack, 
Universität Halle-Wittenberg

Eine Hochschule ist zugleich staat-
liche Einrichtung (wie z.B. ein Ge-
fängnis) und öffentlich-rechtliche 
Körperschaft (wie z.B. eine Rechts-
anwaltskammer). Aus diesem Dop-
pelcharakter ergeben sich spezielle 
Steuerungsanforderungen. Vier The-
sen sollen dazu nachfolgend ausar-
gumentiert werden:

1. Obwohl viele daran glauben, gibt 
es in der Steuerung von Hoch-
schulen keine monokausalen Zu-
sammenhänge.

2. Es gibt zwar keine idealen oder 
letztgültigen Lösungen für die 
Steuerung von Hochschulen, 
doch bei der Suche danach lässt 
sich immerhin mehr oder weni-
ger erfolgreich scheitern. 

3. Ökonomisierung schadet der Wis-
senschaft und kann den Hoch-
schulen nützen.

4. Demokratie an der Hochschule ist 
schädlich, aber der entstehende 
Schaden ist nützlich.

1. Das Steuerungsproblem

Für die Lösung der Steuerungspro-
bleme zwischen Staat und Hoch-
schulen gibt es drei prinzipielle 
Möglichkeiten: 
• zum ersten die direktive Steu-

erung vollständig durch den 
Staat, d.h. dergestalt, wie es aus 
autoritären Regimes bekannt ist;

• zweites die Übertragung der 
Steuerung vollständig an die je-
weilige Hochschule, d.h. der 
Staat verzichtet auf jegliche 
steuernde Intervention und setzt 
allenfalls – ähnlich wie für den 
kommerziellen Bereich durch das 
Wettbewerbsrecht – einen ord-
nungspolitischen Rahmen;

• drittens die Herstellung einer Ba-
lance zwischen Staat und Hoch-
schule, also zwischen mehreren 
Steuerungsakteuren und unter-
schiedlichen Steuerungsvarian-
ten.

Die autoritäre Option ist hier nur 
der Vollständigkeit halber erwähnt, 
wird aber nicht weiter verfolgt. Die 
zweite Steuerungsoption vertritt 
nicht nur eine beträchtliche Anzahl 
von Hochschulakteuren, sondern 
auch die aus dem politischen Raum 
stammenden Ideen zu Stiftungsuni-
versitäten gehen in diese Richtung. 
Doch mehrheitlich neigen die Ver-
treter und Vertreterinnen der Politik 

zur letztgenannten, der Balance-Va-
riante. Anders die Hochschulen: Sie 
fordern typischerweise mehr Auto-
nomie.

Zu prüfen ist, welche der beiden Po-
sitionen ein höheres Maß an sachli-
cher Angemessenheit beanspruchen 
kann: vollständige Autonomisierung 
der Hochschulen oder eine Balance 
der Steuerungsmöglichkeiten. Dazu 
ist zunächst eine Ausgangsfrage zu 
beantworten: Gibt es legitime An-
sprüche der Politik und der durch 
sie repräsentierten Gesellschaft an 
Hochschulen, deren Durchsetzung 
nicht allein dem mehr oder weniger 
zufälligen Maß an Aufgeklärtheit 
der Akteure in den Hochschulen 
überlassen bleiben sollte? Die Ant-
wort teilt sich in zwei Aspekte: in-
haltliche und finanzielle. 

Inhaltlich lässt es sich an Beispie-
len illustrieren. Zwei seien genannt, 
die auf wenig Widerspruch treffen 
dürften: So hat die Gesellschaft ein 
Interesse daran, dass in Forschung 
und Lehre die jeweils vorherrschen-
den Orthodoxien keine absolute Mo-
nopolstellung behaupten. Vielmehr 
geht das gesellschaftliche Interes-
se dahin, dass Innovationen eine 
Chance haben, sich gegen Orthodo-
xien durchzusetzen. Dies aber leis-
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ten Hochschulen nicht allein. Aus 
sich selbst heraus innovieren Hoch-
schulen nur dann, wenn es mit zu-
sätzlicher Ressourcenzuweisung 
verbunden ist: Denn auf diese Wei-
se können Konflikte mit traditio-
nellen Ansätzen vermieden werden 
(von Wissel 1998, 49f). Wenn aber 
– wie z.B. gegenwärtig – eine Situ-
ation eintritt, in der keine zusätz-
lichen Ressourcen bereitgestellt 
werden, darf dies nicht zum sofor-
tigen Abbruch aller Innovation füh-
ren. Um das zu verhindern, kann es 
nötig und geboten sein, politisch zu 
intervenieren. 

Ein anderes Beispiel ist das An-
liegen der Geschlechtergleichstel-
lung. In der Wissenschaft herrscht, 
wie andernorts auch, eine Verhal-
tenstendenz der Bevorzugung von 
Kontakten zu Mitgliedern der ei-
genen Kulturgruppe,1 in männ-
lich dominierten Strukturen wie 
der Hochschule also zu Männern. 
Zudem herrscht eine objektivisti-
sche Leistungsorientierung vor, die 
dazu neigt, von den Bedingungen 
der Leistungserstellung vollständig 
abzusehen. Derart kommt es dazu, 
dass im deutschen Hochschulsystem 
aus dem (mittlerweile auf 45 Prozent 
gestiegenen) Studentinnen-Anteil 
bislang lediglich ein 7,7prozenti-
ger C4-Professorinnen-Anteil er-
wächst (BLK 2003, 6). Sofern kein 
‚wesensbedingtes’ Talentgefälle zwi-
schen Männern und Frauen hin-
sichtlich wissenschaftlicher Arbeit 
angenommen wird, informiert die-
se geschlechtsspezifische Hierar-
chiepyramide über eine eklatante 
Ressourcenvergeudung. Aus diesem 
Grund wie aus dem normativen An-
liegen der Geschlechtergerechtigkeit 
heraus scheint es legitim, wenn die 

Gesellschaft hier bei Zielabweichun-
gen intervenieren kann. 

Soweit zwei inhaltliche Beispiele zu 
der Frage, ob die Gesellschaft und 
– als deren Vertreterin – die Politik 
legitime Ansprüche haben, deren 
aktive Durchsetzung auch seitens 
der Politik möglich sein sollte. Hin-
zu treten finanzielle Aspekte. Es ist 
schwerlich davon abzusehen, dass 
an Hochschulen weit überwiegend 
öffentliches Geld ausgegeben wird. 
Die Politik leitet daraus ab, dass sie 
auch eine entsprechende Verantwor-
tung für die Zweckbindung der zu 
verausgabenden Mittel habe. Das 
Gegenargument seitens vieler Hoch-
schulvertreter lautet: Lasst uns mal 
die Dinge alleine machen, dann wer-
den die öffentlichen Gelder am wir-
kungsvollsten ausgegeben, denn wir 
werden uns nicht durch subopti-
males Ausgabeverhalten ins eige-
ne Fleisch schneiden. Dies hat eine 
spontane Plausibilität, aber auch ei-
nen Nachteil: Es baut auf einer ein-
dimensionalen Betrachtungsweise 
auf, die von der impliziten Annah-
me ausgeht, alle Beteiligten würden 
einem hinreichend rationalen Ziel 
allein deshalb folgen, weil es hinrei-
chend rational begründet ist. Dies 
erscheint lebensfremd, insoweit es 
völlig von institutionellen und indi-
viduellen Interessen, Machtverhält-
nissen und Konkurrenzen in den 
Hochschulen absieht.

Nun laufen aber wesentliche Elemen-
te der heute erprobten neuen Steue-
rungsmodelle gerade darauf hinaus, 
die Hochschulen ‚mal alleine ma-
chen zu lassen’: Zusammenführung 
von Fach- und Haushaltsverantwor-
tung, output- statt inputorientierte 
Steuerung, Beschränkung auf minis-
terielle Kernaufgaben und Übertra-

gung bislang staatlicher Befugnisse 
an die Hochschulen, Globalhaushal-
te sowie Autonomieerweiterung lau-
ten die Stichworte. Wie ist dabei mit 
dem Problem umzugehen, dass die 
Hochschulautonomie nicht über ihre 
zentrale materielle Bestandsvoraus-
setzung, nämlich die Budgetgröße, 
verfügt, diese Verfügung vielmehr 
bei der Politik liegt? 

Grundsätzlich halten auch hierfür 
die neuen Steuerungsmodelle ent-
sprechende Instrumente bereit. Die-
se sind erstens die Trennung von 
normativer und strategischer Kom-
petenz einerseits und operativer 
Verantwortung andererseits, zwei-
tens die Kontraktsteuerung incl. 
Vertragscontrolling und Evalua-
tion. Damit sind zugleich die In-
strumente bezeichnet, die uns hier 
besonders interessieren: Einerseits 
lässt sich mit ihnen – klug ausge-
staltet – Hochschulautonomie als 
unerlässliche Voraussetzung hoch-
schulischer Leistungserfüllung si-
chern und erweitern. Andererseits 
lässt sich auf diesen Wegen eben-
so der traditionellen oligarchischen 
wie der neuerdings – Stichwort: pro-
fessionalisierte Hochschulleitungen 
– bonapartistischen Entgrenzung 
der Hochschulautonomie entgegen-
wirken.

Nun ist Steuerung niemals ein 
Selbstzweck, sondern ein Instru-
ment zur Erreichung bestimmter 
Ziele. Daher sind Steuerungsvarian-
ten immer danach zu bewerten und 
auszuwählen, ob sie die Zielerrei-
chungschancen verbessern. Diese 
Bewertung und Auswahl muss zwei-
erlei berücksichtigen: zum einen 
die abstrakte Eignung eines Steue-
rungsinstruments für ein bestimm-
tes Steuerungsziel; zum anderen 

1) Ein Phänomen, das in der Ethnologie (hier Helmers 1990, 13) aus der Beobachtung in diversen (außerhochschulischen) Sozialverbänden 
als Tribalismus gekennzeichnet wird.
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die konkrete Steuerungssituation, 
in der sich das ggf. abstrakt für ge-
eignet befundene Instrument zu 
bewähren hätte. Wenn also Steue-

rungsbalancen gestaltet werden sol-
len, geht es immer darum, plausible 
Prognosen darüber zu erzeugen, ob 
ins Auge gefasste Steuerungsinstru-

mente und -modelle voraussichtlich 
zielführend oder zielverfehlend wir-
ken werden.

2. Neue Optionen politischer Steuerung von Hochschulen

Um eine Übersicht zu gewinnen, 
empfiehlt es sich, zwei Ebenen zu 
unterscheiden: die normative, d.h. 
die Ebene der Wertleitung einer 
Neugestaltung des Staat-Hochschu-

normativ operativ

Reduzierung des Staates auf 
Kernaufgaben

Entbürokratisierung,
Outsourcing

Outputorientierte Steuerung Wettbewerbsorientierung (zwischen- und 
innerhochschulisch),
leistungsbezogene Mittelzuweisung

Autonomiesteigerung Flexibilisierung der Hochschulhaushalte,
Zusammenführung Fach- und Haushaltsverantwortung

Änderung des Kopplungsmodus Staat-
Hochschule

Akkreditierung statt Genehmigungswesen, 
Vertragsbeziehungen,
Hochschulrat,
Stiftungshochschule

Rechenschaftslegung Berichtswesen, Evaluation

le-Verhältnisses, und – als Ablei-
tung daraus – die operative Ebene, 
d.h. die Neugestaltung der Opera-
tionsweisen der Hochschule. In un-
terschiedlichen Kombinationen der 

einzelnen Elemente dominieren fol-
gende Ideen die gegenwärtige Hoch-
schulreformdebatte:

Die Gründe für die Einführung neu-
er Steuerungsmodelle sind zunächst 
die Mängel bisheriger Steuerungs-
modelle: die Schwerfälligkeit bü-
rokratischer Steuerung sowohl 
innerhalb der Hochschulen wie zwi-
schen Staat und Hochschulen, hier 
insbesondere die jeder Bürokratie 
innewohnende Tendenz zur Überre-
gulierung, die oben erwähnte Me-
tamorphose der Gruppenuniversität 
zur Gremienuniversität sowie die 
Obstruktionspotentiale der akade-
mischen Oligarchie innerhalb heuti-
ger Autonomie-Ausgestaltung. 

Daneben ist ein zentrales Motiv der 
Einführung neuer Steuerungsmodel-
le das Einsparungs- bzw. Kosten-
begrenzungsstreben des Staates. 
Dieses gilt als leichter durchsetz-

bar, wenn die Hochschulen dabei 
zur Mitwirkung angehalten werden 
können, indem ihnen im Gegenzug 
Autonomiesteigerungen offeriert 
werden. Schließlich ist zu erwäh-
nen, dass eine nachlassende gesell-
schaftliche Akzeptanz hinsichtlich 
nachweisfreier Zuweisung von Hoch-
schulfinanzierungsmitteln einen Ef-
fizienz- und Effektivitätsdruck bei 
den Hochschulen erzeugt. 

Hierbei erscheint der Effektivitäts-
druck als unschädlich, da ein Stre-
ben danach, Zielerreichungsgrade zu 
steigern, die Hochschulen nicht ein-
schränkt, sondern beflügeln kann. 
Die Effizienzorientierung hingegen 
– als das Streben nach Verbesserung 
von In- und Outputrelationen – ist 
dann problematisch, wenn sie For-

schung und Lehre einer quantifizie-
renden Erfolgskontrolle unterwirft, 
die wissenschaftsschädlich wirkt.

Die verbleibenden Interventionsin-
strumente der Politik innerhalb der 
diskutierten neuen Steuerungsmo-
delle sind die folgenden:
• Rechtsaufsicht,
• deutlich reduzierte (falls nicht 

gänzlich abgeschaffte) Fachauf-
sicht,

• Gesetzgebung,
• sofern Hochschulverträge / Ziel-

vereinbarungen vorgesehen: Ver-
tragsverhandlungen,

• im Anschluss an die Vertragsver-
handlungen: Beschlussfassung 
über die vereinbarten Zuschuss-
summen durch das Parlament,
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• sofern Mitgliedschaft des Minis-
teriums vorgesehen: Mitarbeit 
im Hochschulrat/Kuratorium,

• sofern dies aufrechterhalten 
bleibt: Mitwirkung an Beru-
fungsverfahren.

Wie zu sehen ist, bleiben die bis-
herigen Einflussmöglichkeiten der 
Legislative – Gesetzgebung und 
Haushaltsfeststellung – prinzipiell 
erhalten. Die Schwächung des staat-

lichen Einflusses vollzieht sich auf 
Seite der Exekutive.

3. Drei exemplarische Vertiefungen

Was neue Steuerung von Hochschu-
len im einzelnen bedeutet, sei an 
drei exemplarischen Themen durch-
dekliniert: Ökonomisierung (3.1.), 
Vertragsbeziehungen zwischen Staat 
und Hochschulen (3.2.) sowie De-
mokratie an der Hochschule (3.3.).

3.1. Ökonomisierung
Ökonomisierung des Hochschulsek-
tors bedeutet, dass sich die Hoch-
schulen in ein marktliches bzw. (da 
ein existenzielles Scheiternsrisiko 
ausgeschlossen ist) quasi-marktli-
ches Verhältnis zueinander begeben. 
Damit würde die Funktionslogik der 
Wirtschaft (marktförmiger Wett-
bewerb, Gewinnstreben) mit der 
Funktionslogik der Wissenschaft 
(reputationsgebundener Wettbe-
werb, Erkenntnis- und Problemlö-
sungssuche) zusammengeführt. Die 
Hochschulen müssten ein marktli-
ches Zielsystem einführen, d.h. die 
zentralen Organisationsziele müss-
ten Gewinn bzw. Rentabilität, Um-
satz, Kostensenkung oder/und 
Liquidität sein. Doch gibt es hier 
eine Reihe von Hemmnissen. 

So entzieht sich ein Großteil der 
hochschulischen Leistungsgüter ei-
ner preislichen Bewertung. Damit ist 
eine zentrale Voraussetzung markt-
förmigen Austausches nicht gege-
ben. Hochschulbildung als eines 
dieser Leistungsgüter ist zudem ein 
meritorisches Gut, d.h. die Informa-
tionslage über deren Wert oder Un-
wert ist für einzelne ökonomische 
Akteure unzulänglich. Deshalb ist 
die individuelle Nachfrage – gemes-
sen am gesellschaftlich wünschens-

werten Versorgungsgrad – zu gering. 
Daher muss Hochschulbildung ent-
weder öffentlich bereitgestellt oder 
es müssen Anreize zu ihrem hö-
heren Konsum geschaffen werden. 
Beides ist unverträglich mit reiner 
Marktsteuerung. 

Ebenso unterläuft inputseitig die 
vorwiegend öffentliche Finanzierung 
eine marktförmige Steuerung. Auch 
kennen moderne Gesellschaften kei-
nen prinzipiellen quantitativen Sät-
tigungsgrad für Forschungs- und 
Bildungskapazitäten (außer den 
Punkt, an dem sämtliche Erwerbstä-
tigen wissenschaftlich tätig oder in 
Ausbildung wären). Vielmehr verfü-
gen sie über eine prinzipiell unend-
liche Aufnahmekapazität für deren 
Aktivitäten und Ergebnisse. Des-
halb ist niemals definierbar, was 
Untergrenzen, Optimum oder Ober-
grenzen öffentlich unterhaltener 
Wissenschaftspotentiale sind – ein 
Dilemma, das auch durch die Ein-
führung von Nachfragestrukturen 
nicht grundsätzlich auflösbar ist: 
Die Nachfrage nach Bildung und For-
schung entsteht nicht allein durch 
bereits vorhandene Bedürfnisse, 
sondern wesentlich durch staatli-
che Stimulation, und diese folgt 
ebenso aus in Politik übersetzten 
Wertentscheidungen wie z.B. aus in-
ternationalen Standortkonkurren-
zen. Schließlich und endlich sollen 
die in erheblichem Umfange öffent-
lich finanzierten Einrichtungen Bei-
träge zu gesellschaftlich relevanten 
Problemlösungen erbringen. Auch 
dem stünde eine primäre Orientie-

rung an den Relevanzkriterien Effi-
zienz und Gewinn entgegen.

All dies heißt gleichwohl nicht, 
dass marktförmige Steuerung gänz-
lich und überall innerhalb des Hoch-
schulsystems ungeeignet sein muss. 
Dass etwa die Immobilien einer 
Hochschule durch eine regelgeleite-
te Bürokratie verwaltet werden, de-
ren Funktionsweise und Hierarchie 
einst zur Erfüllung hoheitlicher Auf-
gaben entstanden sind, erscheint 
nicht zwingend. Auch ist es weder 
nachvollziehbar noch gegenüber der 
Öffentlichkeit und den Steuerzah-
lern legitimierbar, wenn in Berei-
chen der öffentlichen Hochschulen, 
die nicht unmittelbar Forschung 
und Lehre berühren, mehr öffent-
liches Geld ausgegeben wird zur Er-
füllung derselben Leistungen, die an 
anderer Stelle weniger Kosten verur-
sachen. Alle die Bereiche, die nicht 
unmittelbar Forschung und Lehre 
berühren, stehen einer Ökonomisie-
rung jedenfalls prinzipiell offen.

Formelle Privatisierungen, also die 
Organisation solcher Leistungen in 
Gestalt etwa gemeinnütziger Faci-
lity-Management-GmbHs, können 
durchaus unproblematisch sein: 
Nämlich dann, wenn sie helfen, bis-
her in wissenschaftsunterstützen-
den Bereichen verausgabte Mittel 
ohne Leistungsverluste unmittel-
bar der Forschung und Lehre zufüh-
ren zu können. Im Einzelfall können 
auch materielle Privatisierungen 
sinnvoll sein: Es ist schließlich nicht 
aus der Freiheit von Forschung und 
Lehre abzuleiten, dass Hochschulen 
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bspw. eigene Druckereien unterhal-
ten müssen.

Zusammengefasst: Ökonomisierung 
kann in Teilen an Hochschulen sehr 
sinnvoll sein, nämlich in den Teilen 
einer Hochschule, die nicht wissen-
schaftlich, sondern wissenschafts-
unterstützend sind. Daher ist die 
Betrachtung und Bewertung der 
Kernleistungsbereiche – Lehre und 
Forschung – deutlich von derjeni-
gen der wissenschaftsunterstützen-
den Bereiche – Verwaltungsbereich 
und sonstige Servicebereiche, also 
Hochschulrechenzentren, Bibliothe-
ken, Sprachenzentren, u.U. auch 
Hochschulsport – zu trennen. Neben 
der Sicherung sinnvoller Mittelallo-
kation lassen sich auf diese Weise 
auch ungünstige Kostenstrukturen 
vermeiden und die Arbeits- und Stu-
dierzufriedenheit steigern.

3.2. Vertragsbeziehungen 
Staat – Hochschule
In Bezug auf den Abschluss von 
Verträgen zwischen Staat und 
Hochschulen herrscht nicht nur Eu-
phorie. Selbst prinzipielle Zustim-
mung ist mit einem gehörigen Maß 
an Skepsis durchwachsen. Die Ge-
neralvermutung lautet, dass der 
Staat sich aus seiner Verantwor-
tung stehle: Unter dem Stichwort 
der Autonomieerweiterung würden 
staatlicherseits die Verteilungskon-
flikte, die sich überdies durch Mit-
telkürzungen verschärfen, in die 
Hochschulen hinein delegiert. Zu-
dem wird kritisch vermerkt, dass 
der institutionelle Autonomiege-
winn u.U. zu Lasten der individuel-
len Autonomie gehen kann. 

Die Skepsis ist durch jüngste Erfah-
rungen nicht entkräftet worden. 
Diese haben vor allem einen Ver-

dacht genährt: Es ermangele dem 
staatlichen Vertragspartner an der 
nötigen Vertragsfähigkeit. Unab-
hängig von der Rechtsqualität der 
Verträge und ihrer daraus folgenden 
Verbindlichkeit werden Hochschul-
verträge auf staatliche Initiative 
hin landauf landab ‚nachverhan-
delt’ bzw., wo sie als Instrument 
erstmals genutzt werden, gleich so 
verhandelt, dass deren eigentliches 
Anliegen – die Planungssicherheit – 
unterlaufen wird.2

Vor diesem Hintergrund stellt sich 
die Frage, wie realitätsverträglich 
die zunächst produktiv anmuten-
de Fiktion ist, Hochschulverträge 
ließen sich „durchaus als Steue-
rungsinstrumente konzipieren, die 
auf der prinzipiellen Gleichberech-
tigung der Partner beruhen“.3 Be-
sitzt der Staat im Verhältnis zu den 
Hochschulen überhaupt die Vor-
aussetzung der Vertragsschließung, 
nämlich Vertragsfähigkeit im Sin-
ne der Erfüllung eingegangener 
Vertragspflichten über gesetzliche 
Regelungen, jährliche Haushalts-
planaufstellungen und die Grenzen 
von Legislaturperioden hinaus? Die 
Vertragsfähigkeit des Staates ge-
genüber den Hochschulen muss zu-
mindest dann als ungeklärt gelten, 
wenn der staatliche Vertragspart-
ner seine Verpflichtungen – etwa 
mit der Begründung einer Verschär-
fung der allgemeinen öffentlichen 
Haushaltslage – einseitig korrigie-
ren kann. 

Zudem sind aus juristischer Sicht 
„grundsätzliche Zweifel, ob der 
Staat in der Lage ist, sich gegenü-
ber einer von ihm geschaffenen ju-
ristischen Person des öffentlichen 
Rechts vertraglich zu binden“, for-
muliert worden (Uerpmann 1999, 

646). Zwei Möglichkeiten werden 
gesehen, die zu einseitigen Eingrif-
fen in den Bestand eines Hochschul-
vertrages führen könnten. Sie sind 
dem allgemeinen vertragsrechtli-
chen Instrumentarium entnommen: 
das Institut der Unmöglichkeit und 
der Wegfall der Geschäftsgrundlage. 

Unmöglichkeit heißt, dass jede 
vertragliche Verpflichtung eine 
allgemeine Grenze findet in unüber-
windlichen Erfüllungshindernissen. 
Hier wären (Neu-)Regelungen des 
Hochschulrahmengesetzes denkbar, 
die solche Hindernisse aufbauen, 
da das Bundesrecht nicht zur Dis-
position von Land oder Hochschule 
steht. Es würde im gegebenen Fal-
le entgegenstehenden vertraglichen 
Vereinbarungen vorgehen. Eine an-
dere Frage ist, ob die Unmöglich-
keit dadurch herbeigeführt werden 
kann, dass der Haushaltsgesetz-
geber die vertraglich vereinbarten 
finanziellen Mittel nicht zur Verfü-
gung stellt. Hier greife jedoch der 
besondere Charakter von Hochschu-
len, die nicht allein staatliche Ein-
richtungen sind, sondern auch eine 
grundgesetzlich untermauerte Auf-
gabenbestimmung haben:

„Durch ihre rechtliche Verselb-
ständigung und vor allem durch 
Art. 5 Abs. 3 GG sind die Univer-
sitäten gegenüber dem Land so-
weit in eine Außenrechtsposition 
gerückt, dass vertraglich zugesag-
te Zuschüsse nicht unter dem Vor-
behalt des Haushaltsplanes stehen. 
Haushaltskürzungen, die das Parla-
ment vornimmt, beeinträchtigen die 
vertraglichen Ansprüche der Univer-
sität nicht. Vielmehr ist das Parla-
ment verfassungsrechtlich gehalten, 
die Mittel bereitzustellen, um die 
eingegangenen Verpflichtungen zu 

2) vgl. die instruktive Übersicht „Vereinbarung auf Gegenseitigkeit. Langfristige Etats für die Universitäten, sichere Einsparungen für die 
Wissenschaftsminister: Die ‚Hochschulpakte’ der Bundesländer“, in: F.A.Z., 9.9.2003, S. 5

3) Trute (2000, 138); vgl. Müller-Böling/Schreiterer (1999, 14)
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erfüllen, da der Haushaltsplan an-
derenfalls auf der Ausgabensei-
te unvollständig wäre.“ (Uerpmann 
1999, 650)

Hinsichtlich des Wegfalls der Ge-
schäftsgrundlage sei zwar darauf 
hinzuweisen, „dass eine tiefgrei-
fende Änderung der Umstände, die 
für die Gestaltung des Vertragsin-
halts durch beide Parteien maßge-
bend waren, zur Anpassung und im 
Extremfall zur Aufhebung der ver-
traglichen Verpflichtungen führen 
kann“. Allerdings hänge dies nicht 
zuletzt von der rechtlichen Risiko-
verteilung ab: „Verwirklicht sich ein 
Risiko, das nach vertraglichen oder 
gesetzlichen Regelungen einer der 
beiden Parteien zugewiesen ist, be-
steht kein Anlaß für eine Vertragsan-
passung.“ Wenn etwa die schwierige 
finanzielle Lage eines Landes die ex-
plizit benannte Geschäftsgrundlage 
der Verträge sei und die Verträge ge-
nau deshalb abgeschlossen würden, 
den Hochschulen Planungssicherheit 
trotz bekannter Risiken zu geben, 
dann sei das Risiko einer weiteren 
Verschlechterung der Haushaltssi-
tuation dem Land zugewiesen. Un-
ter diesen Umständen könnten neue 
Einbrüche im Landeshaushalt einen 
Eingriff in die Verträge allenfalls 
dann rechtfertigen, wenn sie voll-
kommen aus dem Rahmen des Vor-
hersehbaren fielen. (Ebd., 650f.) 

Der Hintergrund problematischer 
Erfahrungen mit neuen Steu-
erungsinstrumenten wie den 
Hochschulverträgen ist die Sank-
tionsasymmetrie zwischen Hoch-
schulen und Staat: Hochschulen 
haben ein vergleichsweise gerin-
ges Sanktionspotential gegenü-
ber dem sie alimentierenden Staat. 
Wo der staatliche Geldgeber geben 
oder vorenthalten kann, da kön-
nen die Hochschulen nur nehmen. 
Gleich, was und wieviel, sie müssen 
letztlich akzeptieren, was ihnen der 
Haushaltsgesetzgeber zugesteht. 

Kurz, die Hochschulen entscheiden 
nicht über wesentliche ihrer eige-
nen Bestandsvoraussetzungen. In 
dieser zentralen Budgetfrage kom-
men nur zwei denkbare Reaktionen 
der Hochschulen in Betracht, eine 
unrealistische und eine nicht gänz-
lich auszuschließende. 

Die unrealistische Option, also ein 
zumindest theoretisch denkbares 
Sanktionsinstrument der Hochschu-
len wäre die Leistungsverweigerung 
überhaupt, mithin der Streik. Doch 
leidet diese Sanktionsvariante dar-
an, dass sie, anders als in Kranken-
häusern oder bei der Müllabfuhr, 
den gesellschaftlichen Zusammen-
halt erst störte, wenn sie jahrelang 
durchgehalten würde. Erst dann 
würde auffallen, dass hier eine Leis-
tung nicht erbracht werde, obgleich 
sie gesellschaftlich notwendig ist.

Als unmittelbar wirksames Sank-
tionsinstrument seitens der Hoch-
schulen bleibt dann nur noch, sich 
dem Abschluss eines Hochschul-
vertrages insgesamt zu verweigern 
– und damit den Staat zu nötigen, 
etwaige Struktur- und Sparauflagen 
direkt zu exekutieren. Dies kann in 
einer Situation, in der die Ministeri-
alverwaltung sich soeben auf minis-
terielle Kernaufgaben reduziert und 
das mit einem entsprechenden Per-
sonalabbau verbunden hat, durchaus 
erwogen werden. Denn die stattge-
fundene Reduzierung bewirkt, dass 
die Ministerialverwaltung gar nicht 
mehr über die personellen Ressour-
cen verfügt, um ggf. eine direkte 
Steuerung der Hochschulen ange-
messen umzusetzen. Insofern könn-
ten die Hochschulen, solange sie 
sich noch in einer Verhandlungssi-
tuation befinden, dies relativ weit 
ausreizen, indem sie der Politik sa-
gen, dann tue es ihnen leid, unter 
den gegebenen Bedingungen wür-
den sie keine Verträge schließen, sie 
bäten statt dessen um direkte mi-

nisterielle Steuerung und wünsch-
ten im übrigen viel Glück dabei. 

Allerdings ist dabei eines in Rech-
nung zu stellen: Der Druck, der da-
durch ausgeübt wird, wirkt allein 
auf die Wissenschaftsministerien. 
Denn nur diese haben eine realis-
tische Vorstellung davon, dass sie 
gar nicht mehr in der Lage wären, 
diese direkte Steuerung an sich zu 
ziehen. Allen anderen politischen 
Akteuren hingegen – im Parlament 
und in anderen Ressorts, zumal un-
ter Akteuren mit einer etatistischen 
Grundeinstellung –, ist die Vorstel-
lung vollständig fremd, dass statt-
gehabte Personalreduzierungen 
dazu führen könnten, direkte Hoch-
schulsteuerung nicht mehr leisten 
zu können.

Gleichwohl: Abseits der Sanktions-
asymmetrie in der Budgetfrage gibt 
es durchaus auch wechselseitige 
Sanktionspotentiale zwischen Staat 
und Hochschule. Diese lassen sich 
kurz zusammenfassen in der Formel 
„Nichterlauben (Politik) vs. Nich-
tumsetzen (Hochschule)“. Damit ist 
die Struktur des gegenseitigen Är-
gerns beschrieben. Betrachten wir 
das näher.

Die politischen Exekutivakteure be-
kommen von ihren Verwaltungen 
unablässig Vorschläge unterbreitet, 
den Hochschulen in dieser oder je-
ner Angelegenheit dieses oder jenes 
nicht zu erlauben oder zu verbieten. 
Die Möglichkeiten dafür bestehen 
grundsätzlich, da Regelungen jeg-
licher Art immer auch einen Ermes-
sensspielraum beinhalten. Dieser 
Spielraum kann einschränkend oder 
ermöglichend genutzt werden. Die 
Einschränkungen ärgern die Hoch-
schulen naturgemäß. Sie haben die 
zwar nicht rechtliche, aber faktische 
Möglichkeit, darauf mit Nichtum-
setzung zu reagieren. Sie können 
also Anweisungen oder Vorschrif-
ten durch Obstruktion unterlaufen. 
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Da die Akteure an Hochschulen in 
der Regel wissenschaftlich geschult 
sind, also das Geschäft der Kritik er-
lernt haben, haben sie eine wesent-
liche Voraussetzung dafür: Sie sind 
in der Lage, jegliche Regelungen ei-
ner Daueranfechtung durch rational 
begründete Kritik zu unterwerfen. 
Solange rational begründet kritisiert 
wird, ist der politische Partner zur 
Diskussion genötigt, und solange 
diskutiert wird, muss nicht umge-
setzt werden. Nichtumsetzung kann 
entweder Ermüdung von Politik und 
Ministerialverwaltung bewirken oder 
dazu führen, Dinge durch Zeitablauf 
zu erledigen, z.B. in Folge von Re-
gierungswechseln.

Es geht an dieser Stelle nicht darum, 
die Techniken des Nichterlaubens 
oder Nichtumsetzens zu bewerten 
oder zu empfehlen. Es geht hier al-
lein darum, wechselseitige Sankti-
onspotentiale zu beschreiben. Deren 
Kenntnis kann dazu verhelfen, sich 
gegenseitig als ernstzunehmend, 
im besten Falle als gleichberech-
tigt gegenüberzutreten. Dies wäre 
jedenfalls eine modelladäquate Vo-
raussetzung Neuer Steuerung.

3.3. Demokratie an der 
Hochschule als Gestaltung von 
Entscheidungserzeugungen
Hochschuldemokratie in Gestalt der 
Gruppenuniversität heutiger Aus-
prägung kann nicht für sich in 
Anspruch nehmen, allein auf Ent-
scheidungserzeugungen hin orien-
tiert zu sein. Die Klage über das sog. 
Gremienunwesen ist insoweit be-
rechtigt, als die Gruppenuniversität 
zu wesentlichen Teilen zum Instru-
ment von Entscheidungsverhinde-
rung oder -verwässerung geworden 
ist. Das untergräbt die Legitimi-
tät demokratischer Verfahren in der 
Hochschule insgesamt. Andererseits 
sind insbesondere im Zusammen-
hang von kontraktueller Hochschul-
steuerung deren partizipatorischen 
Potentiale entwicklungsbedürftig: 

Immerhin schließt das Land die Ver-
träge bzw. Zielvereinbarungen mit 
der gesamten Hochschule und nicht 
nur mit deren Rektorat oder Präsi-
dium ab.

Demokratie an der Hochschule – 
so war eingangs formuliert worden 
– richtet nun, erstens, eine Menge 
Schaden an, und dieser Schaden ist, 
zweitens, ziemlich nützlich. Lassen 
sich die nützlichen Schädigungen 
optimieren? Teilen wir die Frage. 
Also: Warum ist Demokratie an der 
Hochschule schädlich?

(1.) Hochschulen erfüllen im ge-
sellschaftlichen Gefüge bestimm-
te Funktionen. Diese ändern sich 
mit dem Gefüge. Zunächst hatte es 
seit den 60er Jahren ein Bündnis 
von Technokraten und Demokraten 
gegeben, die zwar unterschiedlich 
begründete, aber doch verklammer-
bare Zieldefinitionen vertraten: Sie 
liefen letztlich auf breite Bildungs-
beteiligung hinaus und darauf, die 
Wissenschaft mit gesellschaftli-
chen Entwicklungen zu verbinden, 
oder wie die Demokraten sagten: 
Die Wissenschaft in gesellschaftli-
che Verantwortung zu stellen. Bei-
des ändert sich seit geraumer Zeit. 
Die Technokraten sind neoliberal 
geworden; damit haben sie andere 
Partnerpräferenzen. Diese Koaliti-
on strebt nun eine Verbetriebswirt-
schaftlichung der Hochschulen an. 
Hierdurch werden mehr innerhoch-
schulische Interessen verletzt als 
bedient. Eine übermäßige Reprä-
sentation dieser Interessen in der 
Hochschule, also in ihren Selbst-
verwaltungsgremien, wirkt aus der 
Ökonomisierungsperspektive kon-
traproduktiv.

(2.) Hochschulen werden in Deutsch-
land (bis auf wenige Ausnahmen) 
als staatliche Einrichtungen mit Au-
tonomiebegünstigung unterhalten. 
Sie sind also nicht ohne Paradoxie, 
nämlich staatliche staatsferne An-

stalten. Das hat Auswirkungen. Die 
öffentliche Finanzierung der Hoch-
schulen und die relative Freiheit ih-
res Tuns bringen es mit sich, dass 
die Sanktionsgewalt zwischen Staat 
und Hochschule extrem asymmet-
risch verteilt ist (s.o.).In einer sol-
chen Situation bemühen sich die 
Funktionsträger der Hochschulen, 
in politischer Feldarbeit Vortei-
le gegenüber anderen bedürftigen 
Institutionen zu erlangen. Die-
se lobbyistische Anstrengung läuft 
naturgemäß so wenig wie möglich 
öffentlich ab. Dabei kann hochschu-
lische Demokratie durch Nachfrage 
und Öffentlichmachung Störungen 
und beträchtlichen Schaden verur-
sachen.

(3.) Dass die Hochschulen (begrenz-
te) Autonomie haben, folgt aus der 
spezifischen Leistung der Hochschu-
le: In ihr wird – jeweils vorläufiges 
– neues Wissen produziert und ver-
mittelt. Dies geschieht durch Ex-
perten, die dabei zugleich neue 
Experten heranbilden. Die Neuigkeit 
des produzierten und vermittelten 
Wissens entzieht es weitgehend ei-
ner unmittelbaren Überprüfbarkeit 
durch Nichtexperten. Folglich soll 
deren Nichteinmischung strukturell 
abgesichert werden. Dazu dient die 
zugestandene Autonomie. Aber: Die 
Experten innerhalb der Hochschule 
sind differenziert. Es gibt forschend 
Lehrende und Lernende. Diese funk-
tionale Differenz benötigt nach 
herrschender Meinung eine hierar-
chische Widerspiegelung. Deshalb 
gibt es Professoren (mit Titel) und 
Studierende (ohne Titel). Doch die 
Auseinandersetzung mit den nicht-
professoralen Gremienmitgliedern 
nötigt zur Auseinandersetzung mit 
völlig sachfremden Fragestellungen: 
zur Ethik, zur Folgenabschätzung, 
zur Frauengleichstellung, zur Qua-
lität der Lehre und ähnlichen Uner-
träglichkeiten. Da man autonom ist, 
müssen diese sachfremden Ausein-
andersetzungen auch noch ausge-
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halten werden: Man kann sie nicht 
durch Außeneingriff abstellen las-
sen.

(4.) Schaden erwächst der Hoch-
schule durch Demokratie schließlich, 
sobald sich durch demokratische Re-
geln Unkenntnis und Unmündigkeit 
potenzieren. So etwas kommt ge-
legentlich vor: wenn ProfessorIn-
nen, MittelbauvertreterInnen und 
Studierende in Folge formaler Vor-
schriften in Gremien zwangswei-
se zusammengeführt werden, ohne 
dass sie hinreichendes Wissen und 
hinreichende soziale Kompetenzen 
mitbringen oder erwerben. Derart 
unaufgeklärt fehlen die Vorausset-
zungen für Entscheidungsfähig-
keit. Aus Verfahrensgründen muss 
aber trotzdem entschieden werden. 
Die Folgen lassen sich leicht ausma-
len. Sie sind auch häufig zu besich-
tigen.

Zusammengefasst: Demokratie an 
der Hochschule ist schädlich, weil 
sie Ökonomisierungsbestrebungen 
behindern kann; weil sie die nicht-
öffentliche Lobbyarbeit der Hoch-
schulleitungen durch Öffentlichkeit 
stört; weil sie die objektive Rationa-
lität wissenschaftlicher Arbeit durch 
sachfremde Anliegen stört, obwohl 
sich doch die Hochschulen durch ih-
ren autonomen Status gerade davor 
gesichert fühlten; weil sie effizien-
te und sachgerechte Entscheidungs-
erzeugung nicht zweifelsfrei sichert, 
statt dessen die öffentliche Aus-
handlung von Hochschulzwecken 
und daraus abgeleiteten Entschei-
dungen ermöglicht.

Und warum nun ist der durch Demo-
kratie an der Hochschule entstehen-
de Schaden nützlich? Demokratie an 
der Hochschule ist nützlich, weil sie 
unzuträgliche Ökonomisierungsbe-
strebungen behindern kann; weil sie 
die nichtöffentliche Lobbyarbeit der 
Hochschulleitungen durch Öffent-
lichkeit stört; weil sie die objekti-

ve Rationalität wissenschaftlicher 
Arbeit durch als sachfremd gelten-
de Anliegen stört, obwohl sich die 
Hochschulen durch ihren autono-
men Status gerade davor gesichert 
fühlten; weil sie die öffentliche 
Aushandlung von Hochschulzwe-
cken und daraus abgeleiteten Ent-
scheidungen ermöglicht.

Gleichwohl bleibt das eingangs ge-
nannte Problem: Die Gruppenuni-
versität heutigen Zuschnitts ist zu 
wesentlichen Teilen zum Instru-
ment von Entscheidungsverhinde-
rung oder -verwässerung geworden, 
und dies untergräbt die Legitimi-
tät demokratischer Verfahren in der 
Hochschule insgesamt. Wie ist damit 
umgehen?

Die Funktionskomplexität des Hoch-
schulsystems legt einen Steuerungs-
mix nahe. In diesem Sinne soll hier 
eine Koordination verschiedener 
Steuerungsmodi vorgeschlagen wer-
den – statt einen einzigen Steue-
rungsmodus, etwa Marktsteuerung, 
zu präferieren. Zur Verfügung ste-
hen bei genauer Betrachtung fünf 
Modi der internen und externen 
Steuerung von Hochschulen: 
• hierarchische Staatsinterventi-

on, 
• kompetitive Marktsteuerung, 
• kompromissorientierte kontrak-

tuelle Vereinbarungen, 
• partizipatorische Entscheidungs-

strukturen und 
• professionalisiertes Hochschul-

management. 

Diese verschiedenen Modi haben un-
terschiedliche Träger bzw. sollten 
voneinander abgegrenzte Träger ha-
ben. Die Abgrenzung ist nötig, um 
Verantwortlichkeiten und damit Ver-
antwortung zurechenbar zu machen. 
Traditionell sind drei Steuerungsak-
teure im Hochschulbereich aktiv: 

1. die Politik mit der Ministerial-
verwaltung, wobei Letztere der 

Ersteren einerseits zuarbeitet, 
andererseits eine minimale Kon-
tinuität des Steuerungshandelns 
über die wahlbedingten Wechsel 
politischer Akteure hinweg si-
cherstellt; 

2. die akademische Selbstverwal-
tung, welche die korporative 
Autonomie der Hochschule ver-
bürgt;

3. die Hochschulverwaltung, die als 
staatliche Auftragsverwaltung 
handelt.

Hinzu treten zwei weitere Akteure, 
die der neueren Hochschulreformde-
batte entstammen:
4. die professionalisierte Hoch-

schulleitung: Sie unterscheidet 
sich von der bisherigen Hoch-
schulleitung in Gestalt des tra-
ditionellen Rektoratskollegiums. 
Letzteres war Bestandteil der 
akademischen Selbstverwaltung, 
wurde aus – hinsichtlich der 
Führung von Großorganisationen 
– Laien gebildet, war daher der 
Hochschulverwaltung und deren 
bürokratischen Prioritätenset-
zungen weitgehend ausgeliefert, 
und es geriet mit der Entwick-
lung der Hochschulen zu Groß-
organisationen an die Grenzen 
seiner funktionalen Leistungsfä-
higkeiten. Die professionalisierte 
Hochschulleitung hingegen ver-
eint idealerweise akademische 
und Organisationsführungskom-
petenz;

5. das Kuratorium bzw. der Hoch-
schulrat: Dabei handelt es sich 
um ein intermediäres Gremium, 
angesiedelt zwischen Staat und 
Hochschule, das die Spannun-
gen zwischen öffentlichen An-
sprüchen an Hochschulen und 
akademischen Ansprüchen der 
Hochschulen prozessieren soll. 
Ein Kuratorium kann zweierlei 
leisten: Als Strategiegremium 
vermag es zwischen staatlicher 
Kontextsteuerung einerseits und 
Entscheidungserzeugung durch 
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den Akademischen Senat sowie 
operativer Leitung der Hoch-
schulgeschäfte durch das Präsi-
dium andererseits zu vermitteln. 
Als der Hochschule verpflich-
tetes, aber nicht zugehöriges 
Gremium kann es die „Ver-Öf-
fentlichung der Hochschule“ 
(Daxner 1991, 114ff.) in den ge-
sellschaftlichen Raum exempla-
risch repräsentieren.

Die o.g. fünf Steuerungsmodi und 
die Steuerungsakteure müssen auf-
einander abgestimmt werden. Das 
heißt: Es sind institutionelle Ar-
rangements zu entwickeln, die 
staatliche Kontextsteuerung, wett-
bewerbliche Marktsteuerung, 
kompromissorientierte Verträge, 
partizipatorische Entscheidungs-
strukturen und professionalisiertes 
Hochschulmanagement integrieren. 
Diese Arrangements müssen sowohl 

Machtbalancen herstellen wie Ent-
scheidungsblockaden verhindern. 

Kriterium für die Wahl des jewei-
ligen Steuerungsmodus bzw. der 
Kombination mehrerer Modi ist die 
Eignung für den jeweiligen Steue-
rungsgegenstand. Leitendes Prinzip 
bei der Auswahl ist die Zielbindung. 
Vorgeschlagen wird folgende Kombi-
nation:

Steuerungsakteure

Steuerungsmodi
a) 

Akad. 
Selbststeuerung

b) 
Staats-

intervention

c) 
vertragl. 

Vereinbarungen

d) 
Hochschulmanagement

e) 
Marktsteuerung

1.
Politik/ Ministerial-
verwaltung

Rahmenvorgaben + 
Rechtsaufsicht1b)

politische 
Zielvorstellungen1c)

2.
Kuratorium

Aufnahme 
weiterführender 
staatlicher 
Anliegen2b)

Definition strategischer 
Ziele2c)

Bestellung der 
professionalisierten 
Hochschulleitung2d)

3.
Akademische 
Selbstverwaltung

Definition 
strategischer Ziele + 
Standards; operative 
Zieldefinitionen 
unterhalb 
Hochschulebene 3a)

Bestellung der 
professionalisierten 
Hochschulleitung; 
Auflagen bei 
Zielabweichungen3d)

4.
Professionalisierte 
Hochschulleitung

Vorbereitung 
strategischer 
Entscheidungen 
der Akademischen 
Selbstverwaltung4a)

Mit-Beteiligung 
an strategischer 
Zieldefinition; 
hochschulseitige 
Vertragsaushandlung4c)

Umsetzung 
Vertragsvereinbarungen; 
Definition operativer 
Ziele für Hochschulebene; 
Unterstützung 
Selbstverwaltung + 
Kuratorium4d)

Funktion des 
strategischen 
Managements4e)

5.
Hochschul-
Verwaltung

technischer Vollzug der 
Vertragsvereinbarungen5c)

Unterstützung 
Selbstverwaltung + 
Kuratorium; technischer 
Vollzug Vertragsvereinbar
ungen5d)

Funktion des 
operativen 
Managements5e)

Erläuterungen:
1.  Politik/ Ministerialverwaltung:
1b) beschränkt sich auf kontextsteuernde 

Rahmenvorgaben und die Rechtsauf-

sicht 

1c) vermittelt politische Zielvorstellungen, 

deren Legitimität sich aus dem Umstand 

ergibt, dass an Hochschule vornehmlich 

öffentliche Mittel verausgabt werden 

2.  Kuratorium/Hochschulrat:
2b) nimmt über die Mitgliedschaft von Ver-

treterInnen der Politik weiterführende 

staatliche Anliegen in seine Debatten 

auf 

2c) definiert gemeinsam mit der Akade-

mischen Selbstverwaltung die stra-

tegischen Ziele, die dann durch die 

professionalisierte Hochschulleitung 

in den Vertragsverhandlungen mit der 

Politik/Ministerialverwaltung zu vertre-

ten sind 

2d) bestellt im Zusammenwirken mit der 

Akademischen Selbstverwaltung die pro-

fessionalisierte Hochschulleitung 

3.  Akademische Selbstverwaltung:
3a) definiert unter zeitlichem Einigungs-

zwang strategische Ziele und Standards 

der Hochschule; über die strategischen 

Ziele wird mit dem Kuratorium Einver-

nehmen hergestellt; verantwortlich für 

operative Zieldefinitionen unterhalb der 

Ebene der gesamten Hochschule 

3d) bestellt im Zusammenwirken mit dem 

Kuratorium die professionalisierte Hoch-

schulleitung; operative Eingriffe ins Ta-

gesgeschäft sind untersagt, aber die 
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Erteilung von Auflagen bei Zielabwei-

chungen ist möglich 

4.  Professionalisierte Hochschullei-
tung:

4a) bereitet strategische Entscheidungen 

der Akademischen Selbstverwaltung 

durch Aufbereitung der möglichen Op-

tionen vor 

4c) Beteiligung an strategischer Zieldefini-

tion über Mitgliedschaft im Kuratorium 

und Akademischen Senat ohne Domi-

nanz im strategischen Zieldefinitions-

prozess; hochschulseitig verantwortlich 

für konkrete Aushandlung der Verträge; 

im übrigen nicht nur Partner, sondern 

auch zentraler Adressat der Vereinba-

rungen, da für die operative Umsetzung 

der vereinbarten Ziele verantwortlich 

4d) Umsetzung der Vertragsvereinbarungen; 

Definition der operativen Ziele für die 

Ebene der gesamten Hochschule; inhalt-

liche Unterstützung der Selbstverwal-

tung und des Kuratoriums 

4e) außerhalb der hochschulischen Kern-

leistungsbereiche (Lehre & Forschung) 

kann marktliche Steuerung eingesetzt 

werden; Hochschulleitung nimmt dabei 

die Funktion des strategischen Manage-

ments wahr 

5.  Hochschulverwaltung:
5c) technischer Vollzug der Vertragsverein-

barungen 

5d) technische Unterstützung der Selbst-

verwaltung und des Kuratoriums; 

technischer Vollzug der Vertragsverein-

barungen im Auftrag der Hochschullei-

tung 

5e) die Hochschulverwaltung bildet für Be-

reiche, die der Marktsteuerung unterwor-

fen werden, das operative Management

Zusammengefasst lässt sich sagen, 
dass diesem vorgeschlagenen Steue-
rungsmix ein aus drei Elementen be-
stehendes Prinzip zu Grunde liegt: 
Mehr strategische Kompetenz für 
die Kuratorien der Hochschulen, in 
denen Öffentlichkeits-, Hochschul- 
und ggf. Politikvertreter sitzen. 
Mehr operative Autonomie für die-
jenigen, die Leitungsverantwortung 
in der Hochschule tragen. Stärkere 
Beteiligung an den Zieldefinitionen 
und effektivere Kontrollbefugnis für 
die akademische Selbstverwaltung.
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